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Einleitung 

Über Jahrzehnte hinweg galt in den westli-
chen Demokratien die offene, liberale Gesell-
schaft als eine liebgewordene Selbstverständ-
lichkeit, die zwar in ihrer konkreten Ausge-
staltung immer noch verbessert werden 
konnte, im Grundsatz aber als gesetzt und 
nicht zu hinterfragen galt. Karl Popper hatte 
„die offene Gesellschaft“ während des II. 
Weltkrieges, an die Traditionen der Aufklä-
rung und des klassischen Liberalismus an-
knüpfend, als ein liberales Gesellschaftsmo-
dell ausgearbeitet und den damaligen Fein-
den der offenen Gesellschaft gegenüberge-
stellt, insbesondere den totalitären bzw. fa-
schistischen, nationalsozialistischen und kom-
munistischen Regimen und Gesellschaftsver-
ständnissen (Popper 1945). 

Die offene Gesellschaft zeichnet sich dem-
nach gegenüber der geschlossenen Gesell-
schaft vor allem aus durch ihre Kritik-, Dis-
kurs-, Reform- und Lernfähigkeit, ihr Bekennt-
nis zur Gewaltenteilung sowie zu der Mög-
lichkeit, die eigene Regierung zu kritisieren, 
abzuwählen und durch eine andere zu erset-
zen. Eigenschaften, die sich als unabdingbar 
erweisen, um diejenigen innovativen Kräfte 
freizusetzen, die einen gesellschaftlichen Fort-
schritt hervorrufen können. Geschlossene 
und ideologisch verfestigte Gesellschaften 
misstrauen und missachten dagegen in aller 
Regel solche demokratischen Werte wie die 
Meinungs-, Versammlungs- oder Organisati-
onsfreiheit und unterbinden, ggf. auch unter 
dem Einsatz von Gewalt, jegliche gesell-
schaftskritischen, intellektuellen Diskurse. In 
Folge verharschen nach und nach ihre tragen-
den gesellschaftlichen Institutionen und inne-

ren Strukturen, so die Diagnose, und verun-
möglichen Reformen sowie einen – mitunter 
dringenden – gesellschaftlichen Wandel, der 
gerade vitale Gesellschaften auszuzeichnen 
vermag. 

Knapp 75 Jahre später zeigt sich nun in zahl-
reichen politischen Diskursen, dass die offene, 
demokratische Gesellschaft als zentrale Wert-
vorstellung heute, in einer fragmentierten 
Welt, keineswegs mehr so selbstverständlich 
ist und sich allgemeiner Beliebtheit und Aner-
kennung erfreut, wie wir alle über Jahrzehnte 
hinweg gedacht haben. Zwar hat unser        
demokratisches Gesellschaftssystem, formell 
betrachtet, einen vielleicht nie zuvor erreich-
ten Stand der Entwicklung erklommen und 
die demokratischen Institutionen des Bundes, 
der Länder und der Kommunen stehen in vol-
ler Blüte. Und doch ist weithin ein immer häu-
figer auch lautstark artikuliertes Unwohlsein 
zu verspüren. Ein naheliegender Anlass, sich 
über die komplexen Ursachen, Erscheinungs-
formen und Folgen sowie denkbare Reaktio-
nen darauf Gedanken zu machen. 

Ursachensuche 

Der häufig als “Globalisierungsprozess“ inter-
pretierte grundlegende Strukturwandel und 
die einhergehenden Verwerfungen in fast    
allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens 
und Zusammenlebens auf der einen, aber 
auch das emanzipatorische und individualisti-
sche Streben der Bürger und sozialen Grup-
pierungen auf der anderen Seite bewirken 
nach und nach einen schleichenden Verlust 
an Bedeutung, Einfluss- und Steuerungsmög-
lichkeiten der demokratisch legitimierten In-
stitutionen des Staates bei ihren originären 
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Gestaltungsaufgaben – auch in den Kommu-
nen.  

Dieser Verlust, den die meisten westlichen   
Demokratien in ähnlicher Form erfahren ha-
ben, artikuliert sich zum einen darin, dass die 
Menschen und die Zivilgesellschaft immer öf-
ter aktiv auf das politische Agenda-Setting in 
ihrem Sinne Einfluss nehmen, wie nicht zu-
letzt die „Fridays for Future“-Bewegung ein-
drücklich gezeigt haben dürfte.  Zum anderen 
aber auch darin, dass immer mehr Fragen ge-
sellschaftspolitischer Relevanz und Reichweite 
nur noch auf internationaler Ebene behandelt 
und entschieden werden können, wie z.B. die 
europäische Finanzkrise oder die Folgen des 
Klimawandels unter vielen anderen Beispielen 
verdeutlicht haben.  

Seit weit mehr als einem Jahrzehnt wird vor 
diesem Hintergrund die politikwissenschaftli-
che These vertreten, die offene, demokrati-
sche Gesellschaft im Allgemeinen befinde sich 
in einer tiefgreifenden „postdemokratischen“ 
Krise (Crouch 2008), die demokratischen 
Grundwerte, Institutionen und Praktiken 
seien innerlich ausgehöhlt und die Eliten wür-
den nur an ihr eigenes Wohlergehen denken, 
während die Feinde der Demokratie neuer-
dings wieder „ante portas“ stünden.  

Als Argumente werden die Abwendung der 
Menschen von den politischen Diskursen, der 
Mitgliederschwund in den politischen Par-
teien (die schwierige Probleme eh nicht lösen 
könnten), der Trend langfristig sinkender 
Wahlbeteiligung, die Vertrauensverluste in 
die Politik sowie die soziale und politische Un-
gleichheit und die damit verbundenen Ab-
stiegs- und Verlustängste ganzer Schichten 
der bundesrepublikanischen Gesellschaft an-
geführt (z. B. Heitmeyer 2007, Crouch 2008; 

Jörke 2011, Kuder 2017). Aber selbst wenn 
die Radikalisierung und Polarisierung der poli-
tischen Diskurse zuletzt wieder zum Anstieg 
der Wahlbeteiligung und zu einer Re-Politisie-
rung geführt haben mag, sehen heute, einer 
aktuellen, repräsentativen Online-Umfrage 
zufolge, mehr als 50 Prozent der wahlberech-
tigten deutschen Bevölkerung die Demokratie 
in ernsthafter Gefahr (YouGov, August 2019).  

Allerdings scheinen die recht einfach nach-
vollziehbaren Erklärungsansätze zu Freunden 
und Feinden der offenen Gesellschaft, die in 
der Vergangenheit noch Geltung beanspru-
chen konnten, heute von sehr viel komplexe-
ren Sachverhalten und Konstellationen über-
lagert oder gar abgelöst worden zu sein. Zu-
nächst wird in zahlreichen wissenschaftlich 
fundierten Gesellschaftsdiagnosen heute 
konstatiert, die Globalisierung und die einher-
gehende gesellschaftliche Modernisierung 
habe gleichermaßen Gewinner wie Verlierer 
hervorgebracht, was nicht nur zu einer signi-
fikanten sozioökonomischen, sondern auch 
zu einer kulturellen Spaltung der Gesellschaft 
geführt habe.  Größere Teile der Gesellschaft 
fühlten sich heute sozial, wirtschaftlich und 
auch kulturell abgehängt, nicht mehr gehört 
und nicht mehr ernst genommen. Stattdessen 
würden sie angesichts einer unübersichtli-
chen, kaum noch nachvollziehbaren, hoch 
komplexen, mitunter als alternativlos bezeich-
neten und von technokratischen Sachzwän-
gen und Beschleunigungen geprägten Politik 
und angesichts eines unhinterfragten neolibe-
ralen Rückbaus des Wohlfahrtsstaates sowie 
fehlender, positiv besetzter Gesellschaftsent-
würfe in eine dauerhafte politische Lethargie 
verfallen und sich immer weiter aus der de-
mokratischen Gesellschaft zurückziehen (u. a. 
Crouch 2008, Jörke 2011, Koppetsch 2019, 
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Rosa 2018).  Die Zukunft werde, so der Wis-
senschaftler Zygmunt Bauman, für diese Men-
schen immer mehr zum „dystopischen Schre-
ckensszenario“. Es drohten Arbeitslosigkeit, 
soziale Abwertung der mühsam erlangten be-
ruflichen Fähigkeiten, Verlust des gesell-
schaftlichen Status‘, weitreichende ökonomi-
sche Einbußen und selbst der Verlust von 
mühsam erworbenem Eigentum, wie dem ei-
genen Häuschen, wird zu einer realen Be-
drohung (Bauman 2017). 

Abb. 1: Gegenwartsskepsis Gesamtindex nach Milieus: 
Wahrnehmung wachsender Ungleichheit, Werteverlust, 
sinkendes Vertrauen in Mitmenschen und den sozialen 
Zusammenhalt, Quelle: Aring 2019 

Der Soziologe Hartmut Rosa konstatiert ange-

sichts dessen eine zunehmende Entfremdung 

zwischen der Bürgerschaft auf der einen Seite 

und der Politik auf der anderen Seite. Er sieht 

darin ein manifestes Krisensymptom der De-

mokratie (Rosa 2018). Willensbildung und  

Politik, so Rosa, nähmen im politischen Alltag 

durch die aufwändigen Prozesse der Aus-

handlung und Abwägung sehr viel Zeit in An-

spruch. Je größer die Vielfalt an Interessen 

und Meinungen jedoch sei und je komplexer 

sich ein Sachverhalt gestalte, desto schwieri-

ger würde es, die demokratischen Prozesse 

und politischen Entscheidungen schnell und 

reaktionsfähig zu gestalten.  

In einer von marktwirtschaftlicher Konkurrenz 

und Beschleunigung geprägten Gegenwart 

stünde kaum noch die nötige Reaktionszeit 

zur Verfügung. Daher sei die Politik immer   

öfter gezwungen, Aushandlungsprozesse zu 

beschleunigen, zu umgehen oder, wie bei der 
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europäischen Bankenkrise, stillzulegen, um 

halbwegs Schritt zu halten.  

Zudem scheine „die Politik“ häufig auch gar 

nicht mehr der Schrittmacher der gesellschaft-

lichen Entwicklung zu sein, sondern eher der 

mitunter gehetzte Verfolger. Daraus resultiere 

eine wachsende Kluft zwischen Bürgern und 

Politikern als Ausdruck des nicht mehr ange-

messen aufeinander Zugehens bzw. des Reso-

nanzverlustes. In Ermangelung von Selbst-

wirksamkeitserfahrungen führe dies zu ver-

mehrten Protesten der Bürger gegen die ver-

steinerten Verhältnisse, die Ohnmacht und 

eine als entfremdet erfahrene Politik.  

In dieser Situation, so argumentiert Fuku-

yama, sei es für den abgehängten Teil der 

Menschen sehr verlockend, einem vermeint-

lich undurchschaubaren, schwerfälligen und 

anspruchsvollen demokratischen System den 

Rücken zu kehren und sich stattdessen einfa-

chen, jedermann verständlichen Angeboten 

von rückwärtsgewandten, idyllisch verklärten 

und ethnisch bzw. national geschlossenen 

Gesellschaftsmodellen anzuschließen (Fuku-

yama 2019).  

Geschlossene Gesellschaftsbilder und traditio-

nelle Wertvorstellungen bestimmen die Ge-

gennarrative zur globalen, transnationalen 

Moderne, die heute vor allem von aufstreben-

den populistischen, rechtsgerichteten, aber 

auch von fundamentalistischen Bewegungen 

und politischen Strömungen vermehrt ange-

boten werden (Koppetsch 2019). Bildet sich 

zudem aus dem Gefühl der Angst und Ver-

lustbedrohung sowie den emotional unterleg-

ten Ressentiments gegenüber „den anderen“ 

ein „kollektives Bewusstsein der Benachteili-

gung“, dann kann daraus letztlich bei jenem 

Teil der Gesellschaft, der sich abgehängt 

fühlt, so Koppetsch, Empörung und ein ent-

sprechendes aktives politisches Handeln resul-

tieren. 

Allerdings betont Fukuyama (2019) gleicher-

maßen, dass sich die politisch linksgerichteten 

Eliten und vorherrschenden Strömungen in 

der Gesellschaft, mit ihrem hinzugewonne-

nen transnationalen Sozialkapital, ihren uni-

versellen Kompetenzen und ihrer kreativen 

Lust zur kulturellen De- und Rekonstruktion in 

den letzten Jahrzehnten immer weniger um 

die zahlreicher werdenden Globalisierungs-

verlierer, die zunehmenden sozioökonomi-

schen Ungleichheiten sowie die einfachen, 

vermeintlich „normalen“ kulturellen Befind-

lichkeiten der Mehrheitsgesellschaft geküm-

mert hätten.  

Stattdessen hätten sie sich immer mehr um 

die eigenen Interessen gesorgt und im Sinne 

kultureller Vielfalt mit kleinteiligen Identitäts-

politiken befasst. Gemeint ist damit eine Poli-

tik, die sich auf die Förderung bestimmter So-

zialgruppen, deren Rechte und kulturelle Ei-

genheiten konzentriert. Stand dabei zunächst 

die Beseitigung von Benachteiligungen ge-

genüber der Mehrheitsgesellschaft im Vorder-

grund, setzte sich nach und nach das Selbst-

verständnis durch, es gebe über die bloße 

Existenz von Kindern, Frauen, Homosexuellen 

oder Migranten hinaus eine besondere Identi-

tät dieser Gruppen mit eigenständigen Tradi-

tionen, Werten und kulturellem Sinngehalt. 
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Diesen müsse, so die gängige identitätspoliti-

sche Argumentation, größtmögliche Auf-

merksamkeit und Förderung zukommen.  

Die Ursachen dieser Entwicklung lägen, so 

Koppetsch, in der Auflösung der bis dahin do-

minanten Sozialklassen gegen Ende des 20 

Jahrhunderts, z. B. der Arbeiterklasse, und der 

einhergehenden Herausbildung von Neoge-

meinschaften, z. B. nach Geschlecht, Ethnien 

oder Lebensstilen, die einem Individuum eine 

neue kollektive Selbstvergewisserung ermög-

lichten. Zum anderen gehe es im harten kapi-

talistischen Wettbewerb der Menschen unter-

einander vor allem darum, sich von anderen 

abzuheben und etwas ganz Besonderes zu 

sein, auch um aus solchen Selbstzuschreibun-

gen ggf. eigene Vorteile zu ziehen (Koppetsch 

2019). 

Gerade über diese Identitätspolitiken sei je-

doch der Kontakt der linksgerichteten Eliten 

zu den sozioökonomischen und kulturellen 

Verlierern der Globalisierung und einer gesell-

schaftlichen Modernisierung, an der sie nicht 

mehr teilhaben, immer mehr abgerissen. In 

Folge sei neben die sozioökonomische auch 

eine kulturelle Spaltung getreten. Diese Form 

der Vernachlässigung habe zur Abkehr der 

Menschen beigetragen.  

Auch habe dies zum Aufstieg rechtspopulisti-

scher Strömungen beigetragen, die ein attrak-

tives, einfach verständliches, national begrün-

detes Identitätsangebot einer geschlossenen 

Gesellschaft unterbreiteten, das, so das rück-

wärtsgewandte rechtspopulistische Heilsver-

sprechen, die alten gesellschaftlichen Privile-

gien, Besitzansprüche und Positionen einer 

weitgehend geschlossenen Gesellschaft vehe-

ment verteidigen würde (Fukuyama 2019; 

Koppetsch 2019). 

Der zuletzt mit großer emotionaler Wucht im 

politischen Diskurs vorgetragenen, meist 

rechtspopulistischen Elitenkritik steht somit 

angesichts dieser Gesellschaftsanalysen auch 

eine Elitenkritik von wissenschaftlicher Seite 

gegenüber, im Sinne einer Kritik am Egoismus 

der Eliten, an der zunehmenden Entsolidari-

sierung und an einhergehenden Identitätspo-

litiken. Sie münden u. a. in der Aufforderung, 

die kosmopolitisch eingestellten Globalisie-

rungsgewinner in den westlichen Demokra-

tien müssten endlich ihre „kulturelle Arro-

ganz“ ablegen und anfangen, neue Brücken 

zu bauen (Zürn, 2018). 

 
Wie weit reicht die offene, liberale 
Gesellschaft? 

Erschwerend hinzu kommt allerdings, dass ja 

auch die Feinde von Demokratie und Freiheit 

in einer offenen Gesellschaft gewisse demo-

kratische Rechte und Freiheiten für sich in An-

spruch nehmen können und dies auch vehe-

ment einfordern. Allerdings, so argumentierte 

Popper in seinem klassischen Gesellschafts-

modell, endet die Toleranz der offenen Ge-

sellschaft dann, wenn ihre Feinde das Ende 

von Demokratie und Freiheit herbeizuführen 

versuchen (Popper 1945). Dieses demokrati-

sche Paradoxon gilt es, im andauernden poli-

tischen Diskurs stets neu und angemessen 

auszuhandeln, was sich jedoch in der alltägli-

chen Praxis als extrem schwierig erweist.  
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So sind politische Auseinandersetzungen,      

z. B. über die Migrations- und Integrationspo-

litik, heute oft dadurch geprägt, dass ideolo-

gisch aufgeladene, populistische Strömungen 

aus allen politischen Richtungen ganz beson-

ders auf Toleranz ihnen gegenüber, auf Mei-

nungsvielfalt und das Recht zur freien Mei-

nungsäußerung bestehen, auch wenn sie 

dann selbst die demokratischen Spielregeln 

weitgehend ignorieren.  

„We love refugees“ auf der einen, „das wird 

man ja wohl noch sagen dürfen“ auf der an-

deren Seite. Strategisch dürfte es dabei aller-

dings vor allem darum gehen, die bürger-

schaftliche Aufmerksamkeitsschwelle, das po-

litische Agenda-Setting und letztlich auch das 

gesellschaftliche Wertesystem im eigenen 

Sinne zu beeinflussen und die Schmerzgren-

zen des gesellschaftlich Tolerierbaren nach 

und nach in die gewünschte Richtung zu ver-

schieben. 

Werden politisch extreme, z. B. rassistische   

oder nationalistische Argumente an den Pran-

ger gestellt oder bestimmte ideologische 

Standpunkte und identitätspolitische Sonder-

rechte nicht anerkannt oder vorbehaltslos un-

terstützt, dann ist oftmals recht schnell und 

emotional unterlegt von einer undemokrati-

schen Verweigerung des rationalen Diskurses 

oder gar von einer Zensur die Rede. Natürlich 

wird diese gewollte Meinungsfreiheit dann 

aber nur für eigene politische Positionen ein-

gefordert.  

Anderen, dem vielleicht entgegengesetzte 

Standpunkte werden solche Freiheiten und 

Rechte dagegen eher nicht zuerkannt. Das gilt 

oft, in zirkulärer Zuspitzung, selbst für Denk-

weisen und Meinungen, die vielleicht einfach 

nur unliebsam sind, gleichwohl zu einer de-

mokratischen Meinungsvielfalt dazugehören 

und daher ganz selbstverständlich unter den 

Schutz des Grundgesetzes fallen sollten. Auch 

sie werden oft pauschal in einen großen Topf 

geworfen und als undemokratisch, nicht tole-

rierbar oder – von besonders extremen Stand-

punkten aus – gar als staatsfeindlich und kri-

minell diffamiert. 

Abb. 2: Im Labor: Die offene Gesellschaft, Foto: T. Kuder 

2019 

 „Wir gegen die, links gegen rechts, Ökos ge-

gen Autofahrer, Gebrüll gegen Gebrüll, Zwi-

schentöne sind nur Krampf im Meinungs-

kampf – wollen wir da lang?“ fragt Ralf 

Fuecks vom Zentrum liberale Moderne ange-

sichts dieser Befindlichkeiten.  

Vor dem Hintergrund einer fragmentierten 

Welt, einer mit den Problemen der sozioöko-

nomischen und kulturellen Spaltung belaste-

ten Gesellschaft sowie den damit oft einher-

gehenden, populistisch und emotional de-

struktiv aufgeladenen, von gegenseitigen 

Vorurteilen belasteten Gesellschaftsdiskursen, 
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so hat es den Anschein, stellt die Durchset-

zung rationaler politischer Diskurse und Ent-

scheidungen sowie die verbindliche Einhal-

tung der aufgezeigten Spielregeln, wie sie in 

demokratischen Gesellschaften unerlässlich 

sind, eine gewaltige Herausforderung und Be-

währungsprobe für die offene Gesellschaft 

und freiheitliche Demokratie dar. 

Das Kunststück, das es angesichts dessen ein-

zuüben gilt, so beantwortet Ralf Fuecks seine 

eigens gestellte Frage, ist eine „…klare Kante 

gegen die Feinde der liberalen Demokratie, 

ohne dabei selbst autoritär zu werden. `Klare 

Kante` heißt wehrhaft. Das gilt für die offen-

sive Auseinandersetzung mit antidemokrati-

schen Kräften wie für eine harte Haltung ge-

genüber jeder politischen Gewalt. Aber man 

verteidigt die liberale Demokratie nicht, in-

dem man radikalisiert und polarisiert was das 

Zeug hält“ (Fuecks 2019). 

 

Neue Herausforderungen: Digitali-
sierung, künstliche Intelligenz und 
Biotechnologie 

Doch damit nicht genug. Mit der Digitalisie-

rung fast aller gesellschaftlicher Lebensberei-

che und der künstlichen Intelligenz, die den 

Menschen und seine Arbeitskraft vollends 

überflüssig zu machen und in die Bedeu-

tungslosigkeit zu entlassen droht, sind bereits 

die nächsten gewaltigen, disruptiven Heraus-

forderungen in der Gesellschaft angekom-

men (Harari 2018). 

Obwohl technologische Innovationen vermut-

lich schon immer in der Geschichte der 

Menschheit von großen Unwägbarkeiten und 

Gefährdungen begleitet waren, die erst im 

Lauf der Zeit, insbesondere durch gesetzlich 

fundierte Regulierungen und weiterführende 

technische Neuerungen, zivilisiert werden 

konnten, so bedarf es in den Zeiten einer „Ri-

sikogesellschaft“ (Beck 1986) heute keiner 

großen Vorstellungskraft, die potentiellen Ge-

fahren und die damit verbundenen gewalti-

gen Herausforderungen für eine offene, de-

mokratische Gesellschaft zu erkennen.  

Im digitalen Wandel spiegelt sich zunächst mit 

fast vollständiger Übereinstimmung die oben 

ausgeführte soziale Spaltung der Gesellschaft 

in Globalisierungsgewinner und -verlierer 

wieder. Es sind vor allem die sozial schwäche-

ren und älteren Milieus, die keinen hinrei-

chenden Zugang zur Digitalisierung ihrer Le-

benswelt finden, somit davon bedroht sind, 

den Anschluss an aktuelle gesellschaftliche 

Entwicklungsprozesse zu verlieren und weiter 

auf den Pfad sozialer Abwärtsmobilität zu ge-

raten (Kuder 2018).  

Zu den Herausforderungen dürften des Wei-

teren die gewinnorientierten, privatwirt-

schaftlichen Monopolstrukturen auf der Seite 

der Anbieter digitaler Technologien gehören, 

die auf jede erdenkliche Art und Weise den 

Erwerb und Besitz menschlicher Daten zu ver-

golden verstehen. Dazu kommt die schon 

heute kaum noch kontrollierbare Steuerung 

alltäglichster Vorgänge bis hin zu ganzen ge-

sellschaftlichen Entwicklungspfaden durch Al-

gorithmen und „lernende“, sich selbst weiter-

entwickelnde, vermeintlich intelligente Com-

puterprogramme.  
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Nicht zu vergessen auch die Potenziale zu ei-

ner totalen bzw. totalitären Überwachung, 

die ein enormes Missbrauchspotenzial auf-

weisen, vor allem bei einem derzeit vielleicht 

noch futuristisch anmutenden, gleichwohl 

aber bereits absehbaren Zusammenwirken 

von Big Data und Biotechnologie, z. B. bei der 

Gesichtserkennung oder bei Programmen zur 

Analyse und Überwachung von Gestik und 

Mimik, (Harari 2018). Und nicht zuletzt stellt 

auch die bereits Realität gewordene passge-

naue Manipulation bürgerschaftlicher Mei-

nungen sowie politischer Präferenzen – und 

damit auch von Wahlen – eine große, neue 

Herausforderung dar.  

Mit der Digitalisierung der Gesellschaft ein-

hergehend kommt es aber auch zu einer weit-

reichenden Digitalisierung der Kommunika-

tion und insbesondere zu einer zunehmenden 

Digitalisierung der politischen Kommunika-

tion. Offensichtlich dürfte es heute bereits ge-

worden sein, dass neben den damit verbun-

denen Hoffnungen und Chancen auf verbes-

serte bürgerschaftliche Vernetzung, weitrei-

chende Organisation und reaktionsschnelle 

politische Aktivierung durch das Internet und 

die sozialen Medien auch eine Vielzahl von 

signifikanten Gefahren für die offene, demo-

kratische Gesellschaft entstanden sind (Harari 

2018, s. a. Aring 2018).  

So werden Internet und soziale Medien z. B. 

gerade auch von den populistischen und ext-

remistischen Strömungen intensiv für ihre ge-

sellschaftsfeindliche Propaganda, ihre weitrei-

chende Vernetzung und ihre, der offenen Ge-

sellschaft oftmals entgegenstehenden, politi-

schen Ziele missbraucht (Bartlett, Birdwell, Lit-

ter 2011).  

Und es gehören dazu die Echokammern, in 

denen keine politischen Auseinandersetzun-

gen mehr geführt, sondern nur noch in mas-

senhafter Vervielfachung stark vereinfachte 

politische Übereinstimmungen artikuliert und 

gefeiert werden. Hinzu kommen die gewalti-

gen, meist kurzfristig aufwallenden Empö-

rungswellen und die mitunter völlige Enthem-

mung der vermeintlichen politischen Dis-

kurse, bei der vor menschenverachtenden   

Beleidigungen oder gar anonymen Morddro-

hungen nicht haltgemacht wird.  

Und nicht zuletzt gehört dazu auch die unzu-

reichende Verkürzung der unabdingbaren   

politischen Argumentation, Begründung und 

Rechtfertigung auf eine technisch zugelas-

sene Anzahl von Zeichen sowie eine destruk-

tiv überhöhte, rational nicht mehr nachvoll-

ziehbare Emotionalisierung gesellschaftlicher 

Diskurse. Die Digitalisierung, die künstliche In-

telligenz und die Biotechnologie dürften da-

mit, neben und mit den skizzierten gesell-

schaftspolitischen Befindlichkeiten, heute und 

in Zukunft, mit zu den gewaltigsten Heraus-

forderungen für eine offene, demokratische 

Gesellschaft gehören. 

 

„Der erste Schritt besteht darin, die Unter-
gangsprophezeiungen herunterzudimmen 
und vom Panikmodus in den der Verunsiche-
rung umzuschalten.“ (Yuval Harari 2018) 
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Fazit 

Die offene, demokratische Gesellschaft war 

und ist allerdings kein ausgewachsenes und 

daher auf Dauer immer gleichbleibendes, in 

sich völlig stabiles Projekt der Moderne. Viel-

mehr handelt es sich dabei eher um einen 

dauerhaften gesellschaftlichen Prozess, der 

immer im Wandel begriffen und zukunftsof-

fen ist. Aufgrund der sich verändernden, mit-

unter unberechenbaren gesellschaftlichen 

Rahmenbedingungen kann dieser Prozess 

durchaus riskante Züge annehmen (Rödel, 

Frankenberg, Dubiel 1989).  

Dieser Wandel war in der Geschichte (und ist 

es auch in der Gegenwart und Zukunft) im-

mer anfällig für krisenhafte Erschütterungen, 

sei es bei grundlegenden globalen Verände-

rungen mit weitreichenden lokalen Auswir-

kungen, bei weitreichenden sozialen, wirt-

schaftlichen oder kulturellen Verwerfungen 

oder bei der schrittweisen Aushöhlung von 

bewährten, zuletzt aber überkommenen ge-

sellschaftlichen Strukturen. 

Yuval Harari hat allerdings auch mit Blick auf 

die offene liberale Gesellschaft darauf verwie-

sen, dass Untergangsprophezeiungen und  

Panikmache, die eng mit dem vermeintlich 

selbstsicheren und selbstgefälligen Hochmut 

(Hybris) einhergingen, doch besser auf den 

Zustand der „Verunsicherung“ herunterge-

dimmt werden sollten (Harari 2018). Aus ei-

ner solchen Perspektive betrachtet, stellt sich 

die offene, demokratische Gesellschaft ein-

mal mehr in der neueren Geschichte als eine 

große gesellschaftspolitische Herausforde-

rung dar, die es trotz großer Verunsicherun-

gen entschieden anzunehmen und zu bewäl-

tigen gilt.  

Die vorstehenden Gesellschaftsanalysen ge-

ben bereits einige tragfähige Hinweise zu 

wichtigen politischen Themensetzungen so-

wie wissenschaftlichen Forschungsaufgaben. 

Diesen fühlt sich auch der vhw – Bundesver-

band für Wohnen und Stadtentwicklung in 

seinen milieubasierten Forschungsaktivitäten 

und -projekten zur Stärkung des sozialen Zu-

sammenhalts und der lokalen Demokratie ver-

pflichtet. In seiner Forschungsprogrammatik 

finden sich dazu verschiedene, synergetisch 

miteinander verflochtene Themenschwer-

punkte.  

Dazu gehört zunächst die „vorpolitische“ 

Stärkung der sozial Schwachen in benachtei-

ligten Stadtquartieren und Nachbarschaften, 

wie sie bereits in der Leipzig-Charta (2007) 

besondere Aufmerksamkeit erfahren hat (und 

dies auch in der avisierten Leipzig-Charta 

2020 erfahren dürfte) und insbesondere in 

den gebietsbezogenen Ansätzen der Gemein-

wesenarbeit, der „sozialen Stadt“ bzw. des 

Quartiersmanagements oder des Berliner Pro-

gramms „Berlin entwickelt neue Nachbar-

schaften (BENN)“ mit einem engen Sozial-

raumbezug gefördert wird. 

Des Weiteren erscheint eine darauf aufbau-

ende, auf Zuhören, Inklusion, Qualität und 

Resonanz bedachte politische Teilhabe aller 

Sozialgruppen der Gesellschaft, insbesondere 

auch der „schweigenden Mehrheit“ unab-

dingbar zu sein, die es nicht nur in der viel 

strapazierten Beteiligung der Bürger an der 
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Stadtentwicklung und -planung vermag, 

neue Brücken zu allen Menschen und allen 

Sozialgruppen zu errichten, populistische 

Strömungen in ihre Schranken zu verweisen 

und neues Vertrauen zwischen Bürgerschaft 

und (Kommunal-)Politik aufzubauen.  

Und nicht zuletzt gilt es, einen mit der Smart 

City Charta eingeforderten, kritischen Diskurs 

der Gesellschaft über die neuen Technologien 

und die digitale Transformation der Gesell-

schaft endlich auch mit aktivem Leben zu fül-

len. Dabei ist ein kritischer, bürgerschaftlicher 

Diskurs zur Digitalisierung in großer Breite 

und auf der Basis fundierten Wissens gefragt, 

der – angesichts der aufgezeigten Herausfor-

derungen – diesen Namen auch tatsächlich 

verdient. Um den aufgezeigten Herausforde-

rungen zu begegnen ist es aber an erster 

Stelle erforderlich, sich ihnen ohne jegliche 

politische Naivität, z. B. gegenüber dem Po-

pulismus „im Schafspelz“ oder dem digitalen 

„Neuland“, entschlossen, mit aller positiven 

Energie, Kraft, Ausdauer und Beharrlichkeit, 

zukunftsorientiert und mitunter eben auch in 

einem gewissen Maße risikobereit zuzuwen-

den. 
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